Preußiſche Geſetzſammlung 


(Nr. 13767.) Verordnung über die Sparkaſſen ſowie die kommunalen Giroverbände und kommunalen 
Kreditinſtitute. Vom 20. Juli 1932. 


Auf Grund der Dritten Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft 975 
und Finanzen und zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen vom 6. Oktober 1931 (Reichs⸗ 7? 95 fa 


geſetzbl. 1 S. 537) wird folgendes verordnet: 9 97 0 3 
3 
I. Sparkaſſen. 5 \ 6 
8 1 i 
i WI 


(1) Die von Gemeinden oder Gemeindeverbänden betriebenen Sparkaſſen erhalten mit den FM AR: 
Inkrafttreten der Muſterſatzung (§ 15) Rechtsfähigkeit und die Eigenſchaft von Körperſchaften des 50 N 7705 
öffentlichen Rechtes. gi: 4 

(2) Die gemäß Artikel 75 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 1.17 
20. September 1899 (Geſetzſamml. S. 177) für mündelſicher erklärten Sparkaſſen bleiben zur 
Anlegung von Mündelgeld geeignet. 

8 2. 

Mit dem Erwerbe der Rechtsfähigkeit geht das Sparkaſſenvermögen einſchließlich der 

Schulden auf die mit Rechtsfähigkeit ausgeſtattete Sparkaſſe über. 


83. 

Für die bisherigen und künftigen Verbindlichkeiten der Sparkaſſe haftet die Gemeinde oder 
der Gemeindeverband als Gewährverband. 

8 4. 

Über die infolge der Verſelbſtändigung des Vermögens der Sparkaſſe notwendig werdende 
Auseinanderſetzung zwiſchen ihr und ihrem Gewährverband beſchließen endgültig die Aufſichts⸗ 
behörden. 

§ 5. 

Die Sparkaſſe kann neben ihrem Gewähvverband dem zuſtändigen Sparkaſſen⸗ und Giro⸗ 
verband als Mitglied angehören. 

S 6. 

(1) Der Vorſtand der Sparkaſſe ift eine öffentliche Behörde. 

(2) Die Mitglieder des Sparkaſſenvorſtandes find, ſoweit fie nicht Beamte im Hauptamt ſind, 
Beamte des Gewährverbandes im Ehrenamt. ü 


875 

Der Vorſtand der Sparkaſſe beſteht aus: 

a) dem Vorſitzenden des Verwaltungsorgans des Gewährverbandes oder einem von ihm 
beauftragten Mitgliede des Verwaltungsorgans, bei Städten mit Bürgermeiſterverfaſſung 
einem von ihm beauftragten Beigeordneten; 

b) mindeſtens zwei zu der Vertretungskörperſchaft des Gewährverbandes wählbaren An⸗ 
gehörigen des Gewährverbandes, die deſſen Vertretungskörperſchaft auf die Dauer ihrer 
Wahlperiode nach den Grundſätzen des Verhältniswahlrechts wählt; 

e) mindeſtens einem Mitgliede, das der Vorſitzende des Verwaltungsorgans des Gewähr⸗ 
verbandes aus Angehörigen des Gewährverbandes für die gleiche Zeit wie zu b beſtellt. 


ö § 8. 
i Der Vorſitzende des Sparkaſſenvorſtandes ift verpflichtet, Beſchlüſſen des Vorſtandes oder 
einzelner Ausſchüſſe, die gefe- oder ſatzungswidrig find, die Ausführung zu verſagen. Die Ver⸗ 
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ſagung hat aufſchiebende Wirkung. Gegen die Verſagung ſteht dem Sparkaſſenvorſtande binnen 
zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. Zu ſeiner Vertretung in dieſem 
Verfahren kann der Sparkaſſenvorſtand einen beſonderen Vertreter beſtimmen. 


8 9. 

(1) Die bei der Sparkaſſe beſchäftigten Beamten (Angeſtellten) find Beamte (Angeſtellte) des 
Gewährverbandes. a 

(2) Der Gewährverband iſt verpflichtet, der Sparkaſſe Beamte und Angeſtellte in ſolcher 
Art und Zahl zur Verfügung zu ſtellen, daß ein ordnungsmäßiger Geſchäftsbetrieb dauernd 
gewährleiſtet iſt. . 

(3) Dienſtbezüge, Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung der bei der Sparkaſſe beſchäf⸗ 
tigten Beamten gehören zu den Geſchäftsunkoſten der Sparkaſſe; entſprechendes gilt für die bei 
der Sparkaſſe beſchäftigten Angeſtellten. g 

(4) Die Anſtellung und Entlaſſung der bei der Sparkaſſe beſchäftigten Beamten (Angeſtellten) 
erfolgt auf Vorſchlag des Sparkaſſenvorſtandes durch das Verwaltungsorgan des Gewährverbandes; 
vor ihrer Verſetzung aus der Sparkaſſe iſt der Sparkaſſenvorſtand zu hören. 

(6) Zur Anſtellung, Verſetzung und Entlaſſung des Leiters der Sparkaſſe bedarf es außerdem 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde; bei den im Dienſte befindlichen Leitern gilt die Genehmigung 
zur Anſtellung als bei der Anſtellung erteilt. Die Genehmigung zur Anſtellung kann zurück⸗ 
genommen werden, wenn der Leiter der Sparkaſſe den an ihn zu ſtellenden Anforderungen 
nicht entſpricht. 

§ 10. 

Urkunden, die den in der Satzung aufgeſtellten Formvorſchriften entſprechen, begründen eine 

rechtsverbindliche Verpflichtung der Sparkaſſe. 


8 11. : 
() Die Sparkaſſen haben mindeſtens 10 vom Hundert der Spareinlagen und mindeſtens 
20 vom Hundert der ſonſtigen Einlagen als Liquiditätsreſerve anzulegen, davon 65 vom Hundert 
bei der zuſtändigen Girozentrale und 35 vom Hundert wahlweiſe bei der Preußiſchen Staatsbank 
(Seehandlung) oder bei der zuſtändigen Girozentrale. i 
(2) Die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) iſt verpflichtet, ſolche Guthaben in völlig 
flüſſigen Werten, und zwar zur einen Hälfte bei der Reichsbank auf Girokonto oder durch die 
Reichsbank, zur anderen Hälfte vorzugsweiſe in Wechſeln anzulegen, die als Privatdiskonten 
gehandelt werden, und dieſe Guthaben in ihrer Bilanz getrennt von dem ſonſtigen Vermögen 
auszuweiſen. 
§ 12. 
Die Liquiditätsreſerven gemäß $ 11 ſowie die ſonſtigen Anlagen der Sparkaſſen für Zwecke 
der Liquidität ſind am 1., 11. und 21. jeden Monats geſondert auszuweiſen. 


8 13. 

Die Sparkaſſen ſind mindeſtens einmal im Jahre durch eine unabhängige Reviſionsſtelle zu 
prüfen. 

§ 14. 

() Sparkaſſen, welche von ihrem verzinslich angelegten Vermögen Mindeſtbeträge unter 
25 vom Hundert, aber nicht unter 20 vom Hundert, und Sparkaſſen, welche mindeſtens 25 vom 
Hundert ihres verzinslich angelegten Vermögens in mündelſicheren Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber anzulegen haben, können von ihren bei der Rechnungslegung ſich ergebenden Jahresüber⸗ 
ſchüſſen zu ausſchließlich gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken des Gewährverbandes verwenden: 

a) ein Viertel, wenn die Sicherheitsrücklage 5 vom Hundert oder mehr, aber noch nicht 

7% vom Hundert ihrer ſämtlichen Einlagen beträgt; 

b) die Hälfte, wenn die Sicherheitsrücklage 715 vom Hundert oder mehr ihrer ſämtlichen Ein⸗ 

lagen beträgt. 

(2) Sparkaſſen, welche von ihrem verzinslich angelegten Vermögen Mindeſtbeträge von weniger 
als 20 vom Hundert in mündelſicheren Schuldverſchreibungen auf den Inhaber anzulegen haben, 
können von ihren bei der Rechnungslegung ſich ergebenden Jahresüberſchüſſen zu ausſchließlich 
gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken des Gewährverbandes verwenden: ; - 
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a) ein Viertel, wenn die Sicherheitsrücklage 5 vom Hundert oder mehr, aber noch nicht 10 vom 
Hundert ihrer ſämtlichen Einlagen beträgt; 

b) die Hälfte, wenn die Sicherheitsrücklage 10 vom Hundert oder mehr ihrer ſämtlichen Ein⸗ 
lagen beträgt. 

(3) Eine Verwendung von Jahresüberſchüſſen zu Zwecken des Gewährverbandes, die über 


ner 


§ 15. 

(1) Die Gewährverbände der im § 1 genannten Sparkaſſen ſind verpflichtet, die vom Miniſter 
des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
zu erlaſſende Muſterſatzung bis zum 30. September 1932 anzunehmen, widrigenfalls die Satzung 
für die einzelne Sparkaſſe von der Aufſichtsbehörde feſtgeſetzt wird. Über die Annahme der Muſter⸗ 
ſatzung beſchließen die Verwaltungsorgane der Gewährverbände. 

(2) Abänderungen einzelner Beſtimmungen der Muſterſatzung bedürfen der Genehmigung des 
Oberpräſidenten. 

§ 16. 

Mit dem Inkrafttreten der neuen Satzung (8 15) endet das Amt der derzeitigen Mitglieder 

des Sparkaſſenvorſtandes. Sie bleiben bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder in Tätigkeit. 


Salt. 

(1) Werden Sparkaſſen zuſammengelegr, jo geht mit dem Tage der Zuſammenlegung das Ver⸗ 
mögen der übernommenen Sparkaſſe einſchließlich der Schulden auf den neuen Rechtsträger über. 
Das gleiche gilt bei Übernahme anderer kommunaler Kreditinſtitute durch eine Sparkaſſe. 

(2) Für eine hiernach notwendig werdende Auseinanderſetzung findet die Vorſchrift des § 4 
entſprechende Anwendung. 

818 N 

Steuern oder Gebühren des Staates und anderer öffentlich-rechtlicher Körperſchaften 
gelangen, ſoweit ſie einmalig für die auf Grund der Vorſchriften der SS 2 und 17 eintretenden 
Rechtsänderungen fällig werden, nicht zur Erhebung; ebenſo werden für die Eintragung dieſer 
Rechtsänderungen in das Grundbuch und andere öffentliche Regiſter ſowie die damit im Zuſammen⸗ 
hang ſtehenden gerichtlichen Geſchäfte Gebühren nicht erhoben. 


II. Girozentralen und Sparkaſſen⸗ und Giroverbände. 


Ss 19. 
Girozentralen im Sinne der nachſtehenden Vorſchriften ſind alle öffentlichen Kreditinſtitute, 
die nach ihrer Satzung die Aufgaben einer Girozentrale ausüben. 


§ 20. 

(1) Zu den Aufgaben der Girozentralen gehören der kommunale Giroverkehr, die Pflege 
des Kommunalkredits, die Verwaltung der Liquiditätsreſerven der Sparkaſſen ſowie das Privat⸗ 
kreditgeſchäft, ſoweit für dieſes ein volkswirtſchaftliches Bedürfnis beſteht. 

(2) Die hiernach zu beſtimmende Zuläſſigkeit des Privatkreditgeſchäfts wird für die einzelnen 
Girozentralen durch ihre Satzungen feſtgeſetzt; in den Satzungen ſind ferner Höchſtgrenzen für das 
Privatkreditgeſchäft im ganzen und für die zu gewährenden Einzelkredite vorzuſchreiben. 


§ 21. a 

Die Girozentralen ſind mindeſtens einmal im Jahre durch unabhängige Reviſionsſtellen 
zu prüfen. 

Ss 22. 

Die Girozentralen find verpflichtet, die ihnen zufließenden Liquiditätsreſerven der Spar⸗ 
kaſſen ſowie ihre ſonſtigen Anlagen für Zwecke der Liquidität am 1., 11. und 21. jeden Monats 
geſondert auszuweiſen. 

8 § 23. 
Die Girozentralen find verpflichtet, einen Teil der ihnen zufließenden Liquiditätsreſerven 
bei der Deutſchen Girozentrale — Deutſchen Kommunalbank — entſprechend der für dieſe erlaſſenen 
Satzung zu unterhalten. 


De. Grunau, fol ten. str. 189% 
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8 24. 
Die Girozentralen haben ihre Bilanzen in zweimonatlichen Abſchnitten zu veröffentlichen. 


8 25. . 
Bei jedem Sparkaſſen⸗ und Giroverband ift ein hauptamtlicher Verbandsvorſteher anzuſtellen. 
Die Anſtellung bedarf der Beſtätigung durch den Oberpräſidenten. 


§ 26. 
Zu Vertretern der einzelnen Sparkaſſen⸗ und Giroverbände in dem Verwaltungsrate der 
Deutſchen Girozentrale — Deutſchen Kommunalbank — dürfen nur die Verbandsvorſteher oder | 
die leitenden Direktoren der Girozentralen beſtimmt werden. 


8 27. 
Der Miniſter des Innern kann Ausnahmen von den Vorſchriften des § 25 Satz 1 und 8 26 | 
zulaſſen, ſoweit in einzelnen Provinzen Girozentrale und Landesbank zu einer gemeinſchaftlichen 
Bankanſtalt (Gemeinſchaftsbank) nicht zuſammengeſchloſſen werden. 


III. Staatsaufſicht. 
§ 28. 

() Die Sparkaſſen unterliegen als Körperſchaften des öffentlichen Rechtes der ſtaatlichen 
Aufſicht. Die Aufſicht wird von den für den einzelnen Gewährverband zuſtändigen Kommunal⸗ 
aufſichtsbehörden ausgeübt. 

(2) Zum Erlaß ſowie zur Abänderung der Satzung einer Sparkaſſe ſowie zu ihrer Auflöſung 
bedarf es der Genehmigung des Oberpräſidenten. 

(3) Der Oberpräſident iſt befugt, bei veränderten Umſtänden oder bei Vorliegen offenbarer 
Mißſtände die Satzung der Sparkaſſe zu ändern. 


0 ö \ 
() Die ſtaatliche Aufſicht über die Girozentralen ſowie über die Sparkaſſen⸗ und Giro⸗ 
verbände wird von dem Oberpräſidenten ausgeübt. 
2) Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, für eine Girozentrale einen ſtändigen Staatskommiſſar 
zu beſtellen. 
IV. Ausführungs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
8 30. 
Die Durchführungs⸗ und Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Miniſter 
des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Miniſter für Handel und Gewerbe. 
8 31. | 
Die im Fünften Teile Kap. I Artikel 5 der Verordnung des Reichspräſidenten vom 6. Oktober 
1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 537) enthaltene Ermächtigung wird auf den Miniſter des Innern über⸗ 
tragen, der ſie nach vorherigem Benehmen mit dem Finanzminiſter und dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe ausübt. | | 
8 32. 
(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
(2) Mit dem gleichen Tage werden alle entgegenſtehenden oder gleichlautenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen aufgehoben. 


Berlin, den 20. Juli 1932. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſterpräſidenten: 


Hirtſiefer. Severing. Schreiber. Klepper. 
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